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212. Verordnung: Erteilung gewisser Ermächtigungen gemäß § 15 des Bundesministeriengesetzes 1986
an das Bundeskanzleramt

213 . Verordnung: Errichtung einer Notarstelle in Leonding

214. Verordnung: Änderung der Verordnung über den Lehrgang des Institutes für Österreichische
Geschichtsforschung in Wien

212. Verordnung des Bundesministers für aus-
wärtige Angelegenheiten vom 10. April 1988,
mit der dem Bundeskanzleramt gemäß § 15
des Bundesministeriengesetzes 1986 gewisse

Ermächtigungen erteilt werden

Auf Grund des § 15 Abs. 1 und 2 des Bundesmi-
nisteriengesetzes 1986, BGBl. Nr. 76, in der Fas-
sung BGBl. Nr. 78/1987 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Gesundheit und öffent-
licher Dienst verordnet:

§ 1. Das Bundeskanzleramt wird ermächtigt,
soweit dadurch weder völkerrechtliche noch
außenpolitische Fragen berührt werden und soweit
staatsvertragliche Regelungen dem nicht entgegen-
stehen, sowie unter Beachtung des § 15 Abs. 3 des
Bundesministeriengesetzes 1986

1. unbeschadet des Art. 65 Abs. 1 B-VG zur
Vertretung der Republik Österreich gegen-
über der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) und gegenüber der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) und zum Verkehr mit diesen
beiden internationalen Organisationen in
Angelegenheiten des Wirkungsbereiches des
Bundeskanzleramtes;

2. zum Schriftverkehr mit ausländischen Staaten
in Angelegenheiten

a) der Überwachung und Bekämpfung über-
tragbarer Krankheiten,

b) des Arzneimittelwesens und

c) des Veterinärwesens

in Angelegenheiten des Wirkungsbereiches

des Bundeskanzleramtes.

§ 2. (1) Die in § 1 ausgesprochene Ermächtigung
wird unter der Bedingung erteilt,

1. daß bei der in § 1 Z 1 genannten Vertretung
der Republik Österreich das Bundeskanzler-
amt das Bundesministerium für auswärtige
Angelegenheiten hinsichtlich der von diesem
wahrzunehmenden Angelegenheiten laufend
und rechtzeitig über die Vorgänge in diesen
Organisationen und Konferenzen informiert
und vor der Entsendung von Delegationen
und Experten jedes Mal das Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für auswärtige
Angelegenheiten betreffend die von diesem
wahrzunehmenden Angelegenheiten rechtzei-
tig herstellt,

2. daß der in § 1 Z 2 erwähnte Schriftverkehr
mit ausländischen Staaten im Wege des Bun-
desministeriums für auswärtige Angelegenhei-
ten zu führen ist, soweit Absender oder Emp-
fänger im Ausland ein Außenministerium, ein
Staats- oder Regierungsoberhaupt ist.

(2) Die Bestimmung des § 1 Z 2 hindert nicht,
daß sich das Bundesministerium für auswärtige
Angelegenheiten, soweit sich dies aus außenpoliti-
schen Gründen als notwendig erweist, im Einzelfall
die Vertretung der Republik Österreich gegenüber
den im § 1 Z 1 genannten internationalen Organi-
sationen und den Verkehr mit diesen oder den
Schriftverkehr mit ausländischen Staaten gemäß § 1
Z 2 vorbehält. In diesem Fall ist das Bundeskanzler-
amt rechtzeitig schriftlich zu verständigen.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1988 in
Kraft; mit gleichem Zeitpunkt tritt die Verordnung
des Bundesministers für Auswärtige Angelegenhei-
ten vom 17. Mai 1974, BGBl. Nr. 308, mit der dem
Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt-
schutz gemäß § 15 des Bundesministeriengesetzes
1973 gewisse Ermächtigungen erteilt werden, außer
Kraft.
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213. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 13. April 1988 betreffend die

Errichtung einer Notarstelle in Leonding

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes Linz wird mit
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1989 eine weitere
Notarstelle mit dem Amtssitz in Leonding errichtet.

Foregger

214. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 13. April
1988, mit der die Verordnung über den Lehr-
gang des Institutes für Österreichische

Geschichtsforschung in Wien geändert wird

Auf Grund des § 26 Abs. 2 des Forschungsorga-
nisationsgesetzes, BGBl. Nr. 341/1981, in Verbin-
dung mit dem § 3 Abs. 2, dem § 5 Abs. 3 und dem
§ 15 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 116/1984, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Wis-
senschaft und Forschung über den Lehrgang des
Institutes für Österreichische Geschichtsforschung

in Wien, BGBl. Nr. 277/1982, wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 6 Abs. 2 wird das Wahlfach „Mittellatein"
(Vorlesung mit Übungen) durch „Mittel- und Neu-
latein" (Vorlesung mit Übungen) ersetzt.

2. In §6 Abs. 2 werden folgende Wahlfächer
angefügt:

„Fachinformatik und EDV-gestütztes Arbeiten,
Statistik für Historiker,
Astronomische Chronologie und Metrologie,
Handschriftenkunde,
Audio-visuelle Quellen: Dokumentation, Kon-
servierung und Methoden ihrer Auswertung."

3. § 6 Abs. 3 lautet:

„(3) Als Lehrveranstaltungen des Lehrganges
sind ferner Exkursionen in Österreich und je ein
Seminar, das nach Maßgabe der Möglichkeiten im
Rahmen des Österreichischen Historischen Institu-
tes in Rom und einer vergleichbaren wissenschaftli-
chen Institution im Ausland abzuhalten ist, vorgese-
hen. Beide Seminare dürfen zusammen eine
Gesamtdauer von zehn Tagen nicht überschreiten."

4. In § 7 Abs. 5 lit. b wird das Prüfungsfach
„Archiv- und Aktenkunde mit Schriftenkunde der
Neuzeit" durch „Archiv- und Aktenkunde" ersetzt.
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